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NORBERT KORDEY 

Ursachen und Folgen des Telekommunikationsnotstandes 
in den neuen Bundesländern 

Kurzfassung 

Aufgrund jahrzehntelanger Vernachlii.s.sigung der F ernmeldein­
fra.struktur .stehen im Osten Deutschlands die uns im Westen zur 
Selb.stver.stiindlichkeit gewordenen Möglichkeiten der Telekom­
munikation nicht oder nur in höchst unzureichender Weise zur 
Ve,fügung. Um den dringend benötigten wirtschaftlichen Auf­
schwung in den fünf neuen Bunde.sliindern nicht zu ge[iihrden, i.st 
eine möglichst rasche Verbesserung von zentraler Bedeutung. Die 
DBP Telekom hat hierzu .schon vor dem Beitritt ein 55 Mrd.-DM­
lnve.stition.sprogramm in die Wege geleitet, mit dem ehrgeizigen 
Ziel, bi.s 1997 ein in ganz Deutschland gleichmiißige.sfernmelde­
techni.sche.s Ver.sorgung.sniveau zu erreichen. 

Dennoch .steht die DBP Telekom mittlerweile im Kreuz/euer der 
Kritik. Ihr wird vorgewo,f en, zu wenig zu improvisieren und an.statt 
rascher Realisierung zu .sehr den unter betriebwirt.schaftlichen 
Ko.stenge.sicht.spunkten optimalen Ausbau zu ve,folgen. Aus regio­
nalpoliti.scher Perspektive .stellt .sich neben dem Problem des 
Au.sbautempo.s da.s der Ausbaurangfolge, d .h. der flächendecken­
den Versorgung mit Telekommunikation.sdien.sten in den liindlich­
peripheren Regionen der ehemaligen DDR. Schließlich werden 
angesichts der zu bewiiltigenden Aufgaben erste Stimmen laut, die 
eine Privatisierung der DBP bzw. eine Aufhebung de.s Netz- und 
Telefonmonopols fordern . 

1. Problemstellung und Erkenntni.sintere.s.se 

Eine intakte Telekommunikationsinfrastruktur ist heutzutage 
eine notwendige Voraussetzung, um privatwirtschaftlichen Inve­
stitionen den Weg zu ebnen. Welche Bedeutung die Telekommuni­
kation, die im Westen als selbstverständlich empfunden wird, für 
eine funktionierende Wutschaft, aber auch für das menschliche 
Zusammenleben hat, wird erst dann richtig deutlich, wenn sie nicht 
überall und jedeneit verfügbar ist. 

Seit der Öffnung der innerdeutschen Grenzen und dem damit 
verbundenen, immens gestiegenen Kommunikationsbedarf ist es 
tagsüber nahezu unmöglich, von der ehemaligen DDR aus ins 
restliche Bundesgebiet zu telefonieren. Viele nehmen den Weg 
nach Westberlin oder über die ehemalige innerdeutsche Grenze in 
Kauf, um von dort aus einer Telefonzelle fernmündlich zu 
kommunizieren. Andere nutzen teuere ausländische Servicege­
sellschaften, deren DDR-Verbindungen noch nicht so überlastet 
sind. Auch innerhalb der neuen Bundesländer ist das friiher schon 
überlastete DDR-Fernmeldenetz dem heutigen Bedarf nicht 
gewachsen. 

Weiterhin erschwert der schlechte Entwicklungsstand des Fern­
meldenetzes der ehemaligen DDR das Angebot sonstiger Tele­
kommunikationsdienste. So können Zehntausende von vorliegen­
den Anträgen auf Bereitstellung eines Datenanschlusses nicht 
realisiert werden. Ganz zu schweigen von sog. Mehrwertdiensten 



44 Raumforschung und Raumordnung 1991 Heft 1 

(Value added services) - Telekommunikationsdienste, die auf der 
Übertragung&- und Vennittlungsfunktion aufsetzen und für den 
Benutur Informationen intelligent aufbereiten-, die zum Aufbau 
der Wutschaft dringend gebraucht werden. 

Solche Zustände gefährden den wirtschaftlichen Aufschwung in 
den fünf neuen Bundesländern. Abhilfe ist dringend geboten. Die 
Deutsche Bundespost Telekom, seit dem 3. Oktober 1990 auch für 
das Gebiet der ehemaligen DDR zuständig, ist bemüht, die dortige 
Telekommunikationsmisere zu beheben. Doch ist dies nicht von 
heute auf morgen zu realisieren, obwohl im Fernmeldewesen im 
Vergleich zu anderen Infrastrukturbereichen schnell reagiert 
wurde und eine konkrete Planung vorliegt. 

Neben der Frage des Ausbautempos stellt sich die der regionalen 
Verteilung. Die Gefahr ist groß, daß der Ausbau der Fernmeldein­
frastruktur regional unausgewogen eifolgt. Dies hätte zur Folge, 
daß die auf die intensive Nutzung der Telekommunikation 
angewiesenen Unternehmen nur in den Verdichtungsräumen 
investieren und dadurch letztlich periphere und strukturschwache 
Regionen in ihrer Entwicklung zuriickbleiben. Sind aber erst 
einmal die qualifizierten Arbeitskräfte in die Zentren, nach Berlin 
oder in den Westen abgewandert, ist eine ökonomische Gesundung 
nur äußerst schwer zu erreichen. Für die Raumordnung ist es daher 
besonders wichtig, daß die flächendeckende Versorgung mit 

Telekommunikationsdiensten durch gleichmäßigen Infrastruktur­
ausbau gewährleistet wird. 

Im Zusammenhang mit dem Telekommunikationsnotstand in 
den neuen Bundesländern stellen sich somit folgende Fragen: 

- Wie sieht die Versorgungssituation im Fernmeldewesen konkret 
aus7 

- Auf welche Ursachen ist der desolate Zustand zuriickzufilhren 7 

- Welche Maßnahmen ergreift die DBP Telekom? 

- Wie sind diese raumordnungspolitisch zu bewerten? 

Auf die genannten Fragen versucht dieser Beitrag eine Antwort 
zu geben. Zum Vergleich wird jeweils auf die westdeutsche 
Situation mit eingegangen. 

2. West-Ost-Gefälle im Fernmeldewesen 

2.1 Versorgung mit Telekommunikationsdiensten 

Durch die Einordnung in den internationalen Maßstab wird der 
außerordentliche Nachholbedaif an Telekommunikation in der 

Abbildung 1: 

Zusammenhang zwischen Wirtschaftskraft 
und Telefonanschlußdichle 1988 
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Tabelle 1: 
Regionale Verteilung der TelefoM in der ehemaligen DDR 1989 

Bezirk Telefone Telefon- Neben- Telefon- Öffentliche 
je 100 E. anschlllsse (1) stellen anschlllsse in Sprech-

je 100 E. je 100 E. Wohnungen stellen 
je lOOWohn- je 1 000 E. 

einheiten 

Berlin (Ost) 52,3 28,1 24,2 43,4 4,8 

Cottbus 22,1 8,7 13,4 12,9 2,6 

Dresden 24,8 9,4 15,4 11,0 2,2 

Erfurt 21,5 9,3 12,2 13,4 2,0 

Frankfurt/Oder 20,7 9,2 11,5 13,8 2,4 

Gera 24,0 10,0 13,9 14,0 2,8 

Halle 20,8 9,0 11,8 12,9 1,8 

Cliernnitz 24,3 9,9 14,3 11,7 2,0 

Leipzig 26,3 12,3 14,1 17,0 2,4 

Magdeburg 21,1 9,3 11,8 12,8 2,1 

Neubrandenburg 19,0 9,5 9,5 14,1 3,2 

Potsdam 19,8 8,4 11,5 11,7 2,3 

Rostock 18,5 7,8 10,8 11,5 2,2 

Schwerin 21,6 11,2 10,5 17,1 3,7 

Suhl 22,3 9,9 12,4 14,3 2,3 

ehemalige DDR 24,6 11,0 13,6 15,7 2,5 

zum Vergleich 
69,8 47,6 22,2 93,2 2,6 ehemaliges Bundesgebiet 

( 1) inld. öffcotlid,e Sprech,teUeo 

Quelle: B•c~i"' 1990; DBP Stariotioche, Jalubuc:h 1990; Stati,ti,cbe, Jalubuch 1990 der DDR; eiga,e Bere<:hnuogen 

ehemaligen DDR deutlich sichtbar (s. Abb. 1). Es besteht 
offensichtlich ein starker Zusammenhang zwischen der Versor­
gungsdichte mit Telefonhauptanschlüssen und dem wirtschaftli­
chen Entwicklungsstand eines Landes, hier ausgedrückt durch das 
jeweilige Bruttosozialprodukt. Auffallend ist darüber hinaus die 
geringe Ausstattung mit Fernsprechanschlüssen in den europäi­
schen RGW-Ländern. So weisen alle westeuropäischen Länder 
einschließlich Portugal und Griechenland eine höhere Telefon­
dichte als die Länder Osteuropas auf, die ehemalige DDR 
eingeschlossen. 

Von sämtlichen Kennziffern, die zum Vergleich zwischen der 
ehemaligen DDR und der ehemaligen Bundesrepublik herangezo­
gen werden, bestehen bei der Telefonversorgung die größten 
Unterschiede. Auf 100 Einwohner kommen im Westen annähernd 
50, im Osten Deutschlands hingegen nur gut 10 Hauptanschlüsse. 
Während im Westen annähernde Vollversm:gung mit Telefon 
besteht, besitzt in den neuen Bundesländern nur jeder sechste 
Haushalt einen Telefonanschluß. Ein Großteil davon sind Gemein­
schaftsanschlüsse (Zweier-, Vierer- und Zeitgemeinschaftsan­
schlüsse), wobei sich i.d.R. zwei Sprechstellen eine Anschlußlei­
tung teilen müssen. Während der eine Teilnehmer spricht, ist der 
andere nicht erreichbar. 

Neben der generell geringen Versorgungsdichte mit Telefonan­
schlüssen fällt in der ehemaligen DDR die regional sehr ungleiche 
Verteilung ins Auge (s. Tab. 1). Wie in manch anderer Hinsicht 
auch, wurde Ostberlin gegenüber den anderen Bezirken erheblich 
bevorzugt. Die größten Disparitäten bestehen bei den Privatan­
schlüssen, deren Einrichtung an den Nachweis des gesellschaftli-

eben Erfordernisses geknüpft war. Während in Ostberlin jeder 
zweite Haushalt über einen Telefonanschluß verfügt, ist in 
Bezirken wie Dresden und Rostock nur jede neunte Wohnung 
versorgt. Laut Angaben der DBP sind etwa 2 000 kleine Ortschaf­
ten bzw. Ortsteile in der ehemaligen DDR bislang noch gänzlich 
ohne Telefon. Ähnliche räumliche Unterschiede gibt es auch in den 
anderen RGW-Ländern (1). 

Andererseits darf man auch nicht vergessen, daß das Telefon, 
welches anfänglich der geschäftlichen Nutzung oder Notfällen 
vorbehalten blieb, sich auch im Westen erst seit etwa 20Jahren zum 
Massenkonsumgut entwickelt hat. Erst Ende der 70er Jahre 
konnten im alten Bundesgebiet die zuvor bestehenden sozialen und 
regionalen Unterachiede in der Telefondichte abgebaut werden (2). 
Aus den Abbildungen 2 und 3 wird ersichtlich, wie sich das 
Versorgungsgefälle mit Telefonanschlüssen zwiachen dem westli­
chen und östlichen Teil Deutschlands und abhängig davon die 
Gesprächshäufigkeit pro Einwohner entwickelt hat. Gleichzeitig 
wird das Ausmaß der Aufgabe deutlich, die auf die DBP zukommt, 
will sie das Versorgungsniveau in wenigen Jahren wieder anglei­
chen. 

Der innerdeutsche Telefonverlcehr hat, nachdem ab Mitte der 
70er Jahre Selbstwahl möglich war, starlc zugenommen. Mit 
130 000 Gesprächen täglich von West nach Ost in 1989 ( davon ca. 
1/3 aus Westberlin, das vor 1970 noch von jedem Telefonverlcehr 
mit der DDR und Ostberlin abgeschnitten war (3)), war die 
Bedeutung jedoch vergleichsweise gering (s. Tab. 2). Vor der sog. 
Wende war der Fernsprechverlcehr mit der DDR damit weniger 
stark ausgeprägt als mit vielen westeuropäischen Nachbarländern. 
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Abbildung 2: 

Hauptanschlüsse je 100 Einwohner in Deutschland 
Vergleich West-Ost 1955-1989 
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Tabelle 2: 
Innerdeutscher Post- und Fernmeldeverkehr .1989 

innerhalb aus ehern. Bundesgebiet abgehend im ehern. Bundesgebiet ankommend 
dcsehem. 

Bu~~bicta 
tn 10. in die in das %Anteil aus der aus dem % Anteil 

ehern.DDR Ausland der ehern. DDR ehern.DDR Ausland der ehern. DDR 
in Mio. in Mio. am abthend. in Mio. in Mio. am ankomm. 

Ver ehr Verkehr 

Telefonverbind. 30 986,5 47,5 694,3 6,4 - - -
Telexverbind. 96,6 1,3 55,2 2,4 - - -
Telegramme (1) 3,0 0,7 1,4 33, 1 2,5 1,1 69,8 

Briefsendungen 12 682,5 77,2 405,7 16,0 132,3 587,8 18,4 

Paketacnd. (2) 204,6 19,6 8,7 69,4 7,3 3,7 66,3 

(1) Zahlen fllr 1988 (2) nurDBP 

QueUe: DBP Statiatltcbu Jalul,ucb 1989; eigene B.....,bnungen 
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Abbildung 3: 

Gesprdche je Einwohner in DeUlsch/and 
Vergleich West-Ost 1955-1989 
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Quelle: Stat. Jahrbücher, div. Jg. 

Zudem waren die Verkehrsströme zwischen Bundesrepublik und 
DDR sehr ungleich ausgeprägt. Wenngleich sie zahlenmäßig nicht 
erfaßt werden, kann doch davon ausgegangen werden, daß 
Gespräche in Ost-West-Richtung erheblich seltener vorkamen. 
Heute kann aufgrund von Kapazitätsengpässen der sprunghaft 
gestiegene Bedarf in keiner Weise befriedigt werden, obwohl der 
Leitungsbestand gegenüber dem Vorjahr in Ost-West-Richtung 
mittlerweile verzwanzigfacht und in West-Ost-Richtung verdrei­
facht wurde. 

Auch bei Text- und Datenübertragungsdiensten kann von einer 
bedarfsgerechten Versorgung der Wirtschaft in den neuen Bundes­
ländern nicht die Rede sein (s. Tab. 3). Einzig der Telexdienst ist 
mit knapp 20 000 Teilnehmern stärker verbreitet. Dieser Dienst, 
der durch moderne Telekommunikationsdienste zunehmend sub­
stituiert wird und dessen Teilnehmerzahlen deshalb im Westen seit 
einigen Jahren schon wieder rückläufig sind, bietet heute die beste 
Gewähr für einen erfolgreichen Informationsaustausch mit Unter­
nehmen in der ehemaligen DDR. In Westdeutschland stark 
nachgefragte Telekommunikationsdienste wie Telefax und Daten­
fernübertragung haben im Osten nur geringe Teilnehmerzahlen 
und sind nur mit eingeschränkten Leistungen (handvermitteltes 
Datennetz, 3-Min.-Übertragung bei Telefax) realisierl>ar. Paket­
vermittelte Dienste (Datex-P), Bildschirmtext, Teletex oder 
öffentlicher Mobilfunk konnten bis zur sog. Wende gar nicht 
angeboten werden. 

Jahr 

(Ferngespräche) 

(Ferngespräche) 

2.2 Folgen für Bevölkerung und Wirtschaft 

Als Folge der Unterschiede in der Ausstattung mit Fernsprechan­
schlüssen (z.T. auch aus Angst vor Stasi-Überwachung) haben 
sich in Deutschland unterschiedliche Verhaltensweisen der Bevöl­
kerung herausgebildet. Im Westen wird das Telefon als selbstver­
ständlicher Teil des Alltags begriffen, der Umgang mit diesem 
Kommunikationsmittel kann von jedem Kleinkind spielerisch 
erlernt werden. Im Osten werden hingegen sehr viel mehr 
Nachrichten persönlich überl>racht (bzw. vergleichsweise viele 
Privatgespräche am Arl>eitsplatz geführt und Telegramme ge­
schrieben). Unangekündigte Besuche, im Westen eine verpönte 
Verhaltensweise, werden im Osten selbstverständlich praktiziert. 
Kurz nach der Maueröffnung hatten viele westdeutsche Familien 
überraschend Besuch aus der DDR, der Hunderte von Kilometern 
mit dem Pkw zurückgelegt hatte, ohne sich telefonisch anzumel­
den. Umgekehrt ist man im Osten überaus verwundert, wenn sich 
ein westdeutscher Gesprächspartner nach längerem persönlichen 
Gespräch mit der unverbindlichen Bemerkung, wir telefonieren 
einmal, verabschiedet (4). 

Neben den Privathaushalten wurden und wird auch die Wirt­
schaft in den neuen Bundesländern durch die Situation im 
Fernmeldewesen in erheblichem Maße behindert. Partei, Regie­
rung, Militär und Sicherheitsorgane verfügten hingegen bislang 
über ein aufwendiges Sondernetz in vergleichsweise gutem 
technischen Zustand. Durch Investitionen im Nebenstellenbereich 
- in der DDR war die Anschlußdichte im Nebenstellenbereich 



48 Raumforschwig und Raumordnwig 1991 Heft 1 

Tabelle 3: 
Vergleich Wut-Ost im Post- und F emmeldewesen 1989 

West 

Bestand in 1 000 je 1 000 
Einw. 

Telefone insgesamt 43095,0 698,3 

TelefonanschlUsse 29 242,7 473,8 

öffentl. Sprechstellen 162,3 2,6 

Nebenstellen 13 690,0 221,8 

FunktelefonanschlUsse 185,5 3,0 

TelexanschlUsse 134,4 2,2 

TeletexanschlUsse 18,2 0,3 

TelefaxanschlUsse 411,1 6,7 

BildschinntextanschlUsse 194,8 3,2 

Datenstationen 490,8 8,0 

Verkehr in Mio. je Einw. 
(jeweils ausgehend) 

Telefongespräche 31 710 513,8 

Ortsgespräche 18437 298,8 

Ferngespräche 13 273 215,1 

davon Auslandsgespräche ( 1) 600 9,7 

Telegramme 5 0,1 

Briefsendungen (2) 13 165 213,3 

Paketsendungen 233 3,8 

(1) Zahlen ftlr 1918 (2) inkl. P-lickcheo 

Quelle: DBP S1atutl1Cbe1 Jllubueb 1989; Stotiltl,che, Jolut,uc:b 1990 der DDR; eigene Boncboong«, 

größer als im öffentlichen Netz- versuchten die großen Kombina­
te, die innerbetriebliche Versorgung mit Sprechstellen sicherzu­
stellen. Ganz besonders schwierig stellte sich die Situation für die 
privaten Unternehmen in der DDR heraus. Viele mußten jahrelang 
auf einen Telefonanschluß warten wid waren während dieser Zeit 
gezwungen, vom Postamt anzurufen. 

In einer Marlctwirtschaft ist eine funktionierende Telekommuni­
kationsinfrastruktur eine wichtige Voraussetzwig für unternehme­
risches Handeln. Ohne Telefonanschluß ist keine wechselseitige, 
rasche Verständigung mit Lieferanten, Kwiden, Auftraggebern 
und sonstigen Geschäftspartnern möglich. Andererseits ist für die 
Betriebe ein stationäres Telefon allein auch nicht ausreichend, um 
konkurrenzfähig zu sein bzw. zu bleiben. Ein erheblicher Bedarf 
nach Mobilkommunikation sowie der Übertragung von Fernko­
pien, Text wid Daten ist ebenso vorhanden. Beispielsweise ist es 
heute in den westlichen Industrieländern selbstverständlich, Daten 
elektronisch auszutauschen, sei es in der Just-in-time-Fertigungs­
steuerung zwischen Hersteller wid Zulieferer, im Zahlungsvedcehr 
zwischen Kreditinstituten oder dem Online-Zugriff auf das 
Buchungs- und Reservierungssystem in der Reisebranche. 

Entscheidend für den wirtschaftlichen Aufschwung in den neuen 
Bwidesländern wird sein, wie schnell es gelingt, die Wutschaft, 
und hier insbesondere die neu entstehenden kleinen wid mittleren 
Betriebe, mit Telekommunikationsanschlüssen zu versorgen. Aus 
regional.politischer Perspektive wird der Rangfolge der Erschlie­
ßung besondere Aufmedcsamkeit zuteil. In der ehemaligen DDR 

Ost Relation 
pro Kopf 

in 1 000 je 1000 
Einw. West-100 

4086,9 246,0 35,2 

1 785,0 107,4 22,7 
41,l 2,5 94,2 

2 260,7 136,l 61,3 

- - -
17,7 1,1 49,0 

- - -
2,5 0,2 2,3 

- - -
5,0 0,3 3,8 

in Mio. jeEinw. 

2 389 143,8 28,0 

1499 90,2 30,2 

890 53,6 24,9 
17 1,0 10,4 

15 0,9 l 101,2 

1273 76,6 35,9 
39 2,3 62,2 

gibt es aufgrund geschlossener Siedlwigsstruktur und sonstiger 
"weicher'' Standortfaktoren viele kleine wid mittlere Städte, die 
trotz peripherer Lage immense Entwicklungschancen besitzen. 
Voraussetzung ist allerdings ihr Anschluß an ein Telekommunika­
tionsnetz, und zwar rechtzeitig, bevor sich in den fünf neuen 
Bwidesländem die neue Standortstruktur in ihren Grundzügen 
entwickelt hat. 

Bevor die Maßnahmen der DBP Telekom zur Modernisierung 
derTelekommWlikationsinfrastrukturin den neuen Bundesländern 
näher betrachtet werden, soll zunächst den Ursachen für die 
bisherige Vernachlässigung des Fernmeldewesens nachgegangen 
werden. 

3. Gründe für die Vernachlässigung der Telekommunikation in 
der ehemaligen DDR 

3.1 Bedarf nach Telekommunikation 

Um die Frage, worauf die aufgezeigten Unterschiede in der 
Bedeutung des Fernmeldewesens zwischen beiden Teilen 
Deutschlands zurückzuführen sind, zu beantworten, ist es nützlich, 
sich zuerst einmal die unterschiedlichen Ziele wid Zwecke zu 
vergegenwärtigen, die mit der Einrichtung von Nachrichtenver­
kehrsinfrastrukturverfolgt werden. Grob unterteilt, lassen sich drei 
Bedarfs- bzw. Interessenfelder für den Nachrichtenverkehr witer­
scheiden: 
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- staatlich-militärieche Interessen: Zur :zentralen Verwaltung und 
Kontrolle des Herrschaftsgebiets ist die schnelle Nachrichten­
übertragung unentbehrlich; schon im Altertum wurden Bot­
schaften mittels optiecher und akustischer Signale oder Boten, 
die Vorläufer der Teläcommunikation, über weite Strecken 
übermittelt (5); 

- wirtschaftliche Interessen: Voraussetzung für wirtschaftliche 
Arbeitsteilung in einer Marlctwirtschaft ist der raeche Austauech 
von Informationen; kundenorientiertes Handeln verlangt Flexi­
bilität und schnelle Informationsübermittlung; 

- gesellschaftlich-soziale Intereuen: Die Demokratie lebt vom 
Meinung1t- und Gedankenaustausch von Einzelpersonen und 
gesellschaftlichen Gruppen; die Möglichkeit, auch über größere 
Entfernungen hinweg zu kommunizieren, trägt zu höherer 
Lebensqualität bei. 

Ausgebend von den genannten Interessenfeldern kann man 
sagen, daß in der ehemaligen DDR wie in allen Zentralplanungs­
staaten der Telekommunikationssektor .elektiv behandelt wurde. 
Soweit er für die Machtexhaltung nützlich war, wurde er gefördert, 
dort aber, wo ihm, wie anderen Dienstleistungssäctoren, keine 
große Bedeutung beigemessen bzw. die Telekommunikation sogar 
als für den Machtexhalt hinderlich angesehen wurde, eher ge­
bremst. 

Für staatliche und militärische Zwecke stand ein separates Netz 
zur Vetfügung, so daß man von einem dualen Charakter des 
Kommunikationssystems sprechen kann. In der Planwirtschaft 
dominierte die vertikale Kommunikation von oben nach unten, für 
horizontale Kommunikation zwischen den Wutechaftssubjekten 
bestand weniger Bedarf. Angesichts der Konzentration auf Groß­
betriebe konnte ein Großteil der notwendigen Kommunikation 
über unternehmsinteme Netze abgewickelt werden. Schließlich 
war der Staat, wie in allen totalitären Ländern, nicht daran 
intereuiert, daß über du Telefonnetz eine unkontrollierte Kom­
munikation der Bürger untereinander bzw. mit dem westlichen 
Ausland stattfand. 

Mit der politischen und wirtschaftlichen Öffnung in Osteuropa 
Ende der 80er Jahre hat sich jedoch die Situation grundsätzlich 
verändert. Aufgrund des durch Perestroika und Glasnost ausgelö­
sten gesellschaftlichen Wandels ist der Bedarf nach Teläcommuni­
kationsdiensten staJk ange1tiegen bzw. kann sich nun besser 
artikulieren. In den RGW-Ländern Osteuropas ist man bestrebt, 
mit Hilfe von Investitionsprogrammen die bislang vernachlässigte 
Teläcommunikationsinfrastruktur zu modernisieren und neue 
Dienste anzubieten. Als großes Hindernis stellen sich bislang 
jedoch die COCOM-Bestimmungen heraus, denen zufolge viele 
Fernmeldeeinrichtungen in westlicher Technologie nicht in diese 
Staaten exportiert werden dürfen (6). 

3.2 Zustand der Fernmeldei,rfrastrulr.tur 

Der Zustand des Fernmeldewesens in der ehemaligen DDR stellt 
sich wie folgt dar. Nach dem Krieg wurden die bestehenden 
innerdeutechen Leitungen gekappt. In du Telekommunikations­
netz wurde unzulänglich investiert (nW' etwa 1/10 der Summe je 
Einwohner und Jahr wie im Westen). Die Gewinne im Post- und 
Fernmeldewesen wurden im allgemeinen Staatshaushalt verplant, 
selbst die Ausgleichszahlungen der DBP für die ungleichen 
innerdeutschen Vedtehrsströme wurden nicht zweckgebunden 
eingesetzt. Heute warten offiziell 1,2 Mio. Bürger auf einen 
Telefonanschluß (die Dunkelziffer nicht mit eingerechnet). Dies 

führte zu Warte:zeiten beim Telefon, die vergleichbar waren mit 
denen bei Automobilen (in ländlichen Räumen bis zu 20 Jahren 
(7)). Gleich:zeitig exportierte die - was analoge Technik betrifft -
an sich leistungsfähige nachrichtentechnische Industrie ein Groß­
teil ihrer Produkte (8). 

Die quantitativen Mängel werden jedoch noch durch die qualita­
tiven übertroffen. Die Telefonleitungen sind aufgrund schlechter 
Isolierung verschlissen, die vermittlungstechnischen Anlagen sind 
wartungsintensiv und völlig veraltet. Während im Westen die 
Vermittlungsstellen mit modernen Computern ausgestattet sind, 
sind im Osten noch mechanische Anlagen aus den 20er und 30er 
Jahren in Betrieb. Hohe Fehlerraten machen den Betrieb von 
Telefax und Datenübertragung im Fernsprechnetz der ehemaligen 
DDR nur mit großen Einschränkungen möglich. Wenn einmal 
Net:ze erneuert oder neue Dienste eingerichtet werden sollten, wie 
beim automatisierten Datennetz, scheiterte der Import notwendi­
ger Technik an der Anwendung der COCOM-Bestimmungen (9). 

Die Telefonmisere im östlichen Bundesgebiet :zeigt sich somit in 
allen Bereichen, angefangen bei der zu geringen Zahl an Fernmel­
deleitungen zwischen Ost und West, aber auch im Bereich der 
ehemaligen DDR selbst, und dort insbesondere im Anschlußbe­
reich, sowie der unzureichenden Vermittlungskapazität bis zum 
technischen Zustand von Kabeln, Übertragungs-- und Vermitt­
lungstechnik. Dem steht ein nach der sog. Wende sprunghaft 
angestiegener Bedarf gegenüber. Verschärft wird das Problem 
noch durch den Umstand, daß um so mehr Vetkehrsnachfrage 
entsteht, je mehr Kommunikationsmöglichkeiten geschaffen wer­
den. 

Prinzipiell gäbe es bei knappem Angebot und hoher Nachfrage 
die Möglichkeit der muktwirtschaftlichen Lösung mittels der 
Preispolitik. Doch erscheint bei einem öffentlichen Unternehmen 
mit InfrastruktUl'auftrag eine solche Problemlösung nur schwer 
durchsetzbar. Zudem verstößt sie gegen den Gleichheitsgrundsatz 
des Grundgeset:zes. So bleibt nur die Möglichkeit, große Anstren­
gungen zu unternehmen, um so schnell wie möglich eine funkti­
onsfähige Telekommunikationsinfrastruktur aufzubauen. 

4. Ausbaupläne der Deutschen Bundespost Telekom 

Entsprechend den gänzlich unterschiedlichen Ausgangsbedin­
gungen sind die Strategien der DBP Teläcom bezüglich des 
Ausbaus der Telekommunikationsinfrastruktur in Ost und West 
total verschieden: 

- hn Westen ist die DBP Teläcom bestrebt, du flächendeckend 
vorhandene Netz besser auszulasten. Sie sucht neben dem 
Telefon, das immer noch annähernd 90 % der Einnahmen 
erl>ringt, nach neuen Wachstumsmöglichkeiten wie den Mehr­
wertdiensten. Die Digitalisierung des Net:zes und sein Ausbau 
zum ISDN soll 1993 abgeschloseen eein. Fernziel ist die 
Integration aller Dienste inklusive der Verteildienste im Breit­
band-ISDN auf Glasfaseroasis. 

- Im Osten muß erst ein leistungsfähiges Telekommunikations­
netz aufgebaut werden. Um nicht die Konsolidierung der 
Wutschaft in der ehemaligen DDR zu behindern, ist größte Bile 
geboten. Die DBP hat die Aufgabe, einerseits die Versorgung mit 
dem Grunddienst Telefonieren zu ermöglichen und andererseits 
die darüber hinaus gehenden Ansprüche nach Daten- und 
Mehrwertdiensten zu erfüllen. 

hn folgenden wollen wir uns ganz auf die Ausbaustrategie für die 
neuen Bundesländer beschränken. Hier muß in kur:zer Zeit du 
nachgeholt werden, was im Westen Jaluzehnte in Anspruch 
genommen hat. Obwohl fast täglich Meldungen über die Aus-
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Tabelle 4: 
Versorgungsziele im Femmeltkwesenfür die neuen Bundesl4nder bis 1997 

Ist-Zustand 
1989 

AnschlUsse in 1000 

Telefon 1 800000 

MUnz-/Kartcntelefon 10000 

Funktelefon -
Telefax 2500 

Telex 18000 

Datenstationen 5000 

davon Datex-P -

Quelle: DBPTolekom 1990 

weitung des innerdeutschen Telefonverkehrs verbreitet werden, 
sind angesichts des geachilderten Entwicklungsstands der Tele­
konununilcationsinfrastruktur der ehemaligen DDR schnelle Lö­
sungen nicht in Sicht. 

4.1 Konzeption für den Ausbau der Telekommunikation in den 
neuen Bundesliindern 

Langfristiges Ziel ist die Fusion des westlichen und des östlichen 
Telefonnetzes, die aufgrund des unterschiedlichen Bedarfs in den 
unterschiedlichen Wutschaftasystemen ganz anders aufgebaut 
sind. Anfänglich verfolgt die DBP ein betriebswirti,chaftlich 
optimiertes Konzept. Mit Hilfe ihres langfristig angelegten strate­
gischen Programms will sie im Osten ein zukunftsträchtiges Netz 
- die DBP spricht von einem der modernsten der Welt - aufbauen 
und erwägt, beispielsweise Glasfaser auch schon im Ortsnetz 
einzusetzen. Aus dem Nachteil des überalterten DDR-Netzes 
köMte somit durch den Einsatz neuester Technologie ( digitaler 
Netzausbau unter Verwendung von Glasfasern) langfristig ein 
Kosten- und Wettbewerbsvorteil entstehen (10). 

Um den Telekonununilcationsnotstand in den neuen Bundes­
ländern zu beheben, hat die DBP Telekom schon vor dem Beitritt 
ein 55 Mrd.-DM-Modemisierungsprogranun für den Netzausbau 
in die Wege geleitet. Von den für 1991 geplanten Investitionen von 
29 Mrd. DM werden 6,5 Mrd. DM in die Telekommunikations­
infrastruktur der neuen Bundesländer investiert. Die DBPTelekom 
ist damit der mit Abstand größte Investor in der ehemaligen DDR. 
Nach Einschätzung der DBP köMen mit ihrem Ausbauprogramm 
im Osten etwa 100 000 Arbeitsplätze, insbesondere im Handwerk 
und in mittelständischen Unternehmen, geschaffen werden. Bis 
1997 soll nach dem Ausbauplan der Telekom auch in den neuen 
Bundesländern ein im Westen heute schon gängiges Versorgungs­
niveau mit Telekonununilcationsdiensten erreicht sein. Die Versor­
gungsziele liegen u.a. bei 7 ,2 Mio. Fernsprechhauptanschlüssen, 
360 000 Telefaxanschlüssen und 300 000 Mobilfunkanschlüssen 
(siehe Tab. 4). 

In Ergänzung der langfristigen Maßnahmen führt die DBP aber 
auch solche kurzfristiger Art zur Behebung der größten Mißstände 
durch, wobei diese durchaus auch in alter Technik erfolgen. 
Konkrete Maßnahmen kurzfristiger Art sind beispielsweise die 

Zuwachs Planungsziel 
1990-1997 1997 

in 1000 in 1000 

7 200000 9000000 

68000 78000 

300000 300000 

360000 362 500 

6000 24000 

96000 101 000 

50000 50000 

Emöhung der Zahl der Leitungen im innerdeutschen Fernsprech­
verkehr auf 2 000 in jede Richtung, das Aufstellen von 20 000 
Münzfernsprechern und von mobilen Vermittlungsstellen. Außer­
dem wurden Anschlüsse im Osten mittels Kabel, Richtfunk oder 
Satellit direkt an das westdeutache Netz angeschlossen. 

Neben dem begrenzten Ausbau des analogen Fernsprechnetzes 
wird schrittweise ein aus Glasfaser- und Kupferkabel sowie 
Richtfunk bestehendes digitales Overlaynetz installiert (siehe 
Karte 1 und 2). Bislang im Osten Deutschlands nicht oder nur in 
unzureichender Qualität angebotene Dienste können über dieses 
qualitativ bessere Netz angeboten werden. In der ersten Ausbau­
stufe sollen bis Ende 1991 die Großstädte erschlossen werden, 
wobei es sich bei den 100 000 Teilnehmern überwiegend um 
Geschäftsteilnehmer handeln wird. In der zweiten Ausbauphase 
bis 1993 wird das überlagernde Digitalnetz alle Bezirksstädte und 
weitere zentrale Orte umfassen. Langfristig soll das digitale Netz 
flächendeckend vorhanden sein und das bestehende analoge Netz 
ablösen. 

Auch bei anderen, für die Belange der Wutschaft wichtigen 
Telekommunikationsnetzen und -diensten ist die DBP aktiv. Das 
Telexnetz wird hinsichtlich seiner Leitungskapazität verdoppelt. 
Mit der Errichtung des Datex-P- Netzes wird begonnen. Die erste 
Ausbaustufe sieht im Frühjahr 1991 Datex-P-Knotenpunkte in 
Ostberlin, Dresden, Chemnitz und Leipzig vor (siehe Karte 3). 
Derzeit läuft ein Btt-Pilotprojekt in den Bezirken Ostberlin, 
Magdeburg, Leipzig und Schwerin. Ab 1991 erfolgt die achrittwei­
se Ausweitung auf die gesamte ehemalige DDR. Im Videokonfe­
renzdienst wird den zwei vorhandenen Videokonferenzstudios in 
Leipzig ein drittes in Ostberlin folgen. Alle Netze werden an das 
jeweilige westdeutsche Netz angebunden. 

Verschiedentlich wird der Mobilfunk als Lösung für die Pro­
bleme im Fernsprechvei:kehr ins Gespräch gebracht. Im C-Netz 
(siehe Karte 4) ist der Ausbau entlang der Autobahnen unter 
Einbeziehung wichtiger Städte geplant. Ostberlin und Leipzig sind 
bereits versorgt. Das C-Netz wird bis Ende 1991 etwa 60 % der 
Fläche der ehemaligen DDR abdecken und schon Mitte 1991 
100 000 Teilnehmer aufnehmen. Bei den beiden konkurrierenden 
Netzanbietern im europaeinheitlichen digitalen D-Netz ist das 
östliche Bundesgebiet in die Planungen mit aufgenommen. Auf­
grund der geringen Zahl von Frequenzen im C-Netz (um die 
völlige Überlastung im C-Netz zu entschärfen - z.T. haben 
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Karte 1: 

Ausbau des 
digitalen Overlaynetzes 
bis 1991 

JQJ~:stock 

/ ' 
/ ' 

/ ', 
/ ' 

/ ' 
- - -0 Schwerin '~ 

0 
Magdeburg 

------0-­~-

1 
Neubrandenburg 

1 
1 
1 
1 
1 
1 
1 
1 
1 
1 

O .~.~~'.~ ..... ~ran~~: 

' ·cr····o / . :\ 
, Di··b 

/ Beeskow i 
/ : 

/ : 
/ i 

/ i 
/ Cottbus p 

--/ ./ 
I ! 

I ! 
1 Halle IQ) Leipzig ,/ 

\....... Oresden •. lQJ' 
1 
1 , , 

___ -jQ] 
...... }Q)················ 

Erfurt 0 
Gera IQ].,.-

Quelle: DBP Telekom 1990 

••••••• Kupferkabel mh PCM 

- - .. digitaler Richtfunk 

D digitale Femvermittlungsstelle 

Q Bezirksstadt 

51 

Teilnehmer Verbindungen den ganzen Tag aufrechterhalten -, 
wurden von der Telekom bereits Gesprächszeitbegrenzungen 
eingeführt) und der langen Realisierungsphase im 0-Netz kann 
der Telekommunikationsnotstand im Fernmeldewesen jedoch nur 
durch den Ausbau kabelgebundener Netze gelöst werden. Als 
kunfristige Übergangslösung spielt der Mobilfunk im C-Netz 
hingegen eine wichtige Rolle. 

private Satellitenverbindungen für unternehmensintemes Telefo­
nieren zugelassen. Durch diese umstrittene Fntscheidung soll das 
Telefonnetz entlastet werden. Bei der Neuordnung des Telekom­
munikationsnuuktes war der Wettbewerb bei der Satellitenkom­
munikation noch auf den Nichtsprachbereich begrenzt worden, um 
nicht das Sprachmonopol der DBP Telekom zu beeinträchtigen. 

Bleibt als weitere Sofortmaßnahme die Satellitenkommunikation 
anzusprechen, die auch in peripheren und strukturschwachen 
Regionen kunfristig angeboten werden kann. Über Satelliten der 
Telekom werden Telefonanschlüsse und Datenverbindungen für 
Unternehmen eingerichtet. Zudem wurden aufgrund der Versor­
gungsprobleme im Ostteil vom Bundespostminister kürzlich auch 

4.2 Kritik und Korrektur <kr Konzeption 

Wie abzusehen war, konnte die DBP ihr Konzept zum Aufbau der 
Telekommunikationsinfrastruktur im Osten gegen die zuletzt sehr 
massive Kritik nicht wie geplant durchsetzen. Führende Vertreter 
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Karte 2: 

Ausbau des 
digitalen Overlaynetzes 
bis 1993 

Rostock 

' ' ' 

Quelle: DBP Telekom 1990 

der DBP hatten noch davor gewarnt, aus kwzfristigem Etfolgs­
zwang heraus nicht durchgeplante und auf unterschiedlichen 
Techniken beruhende Ausbaumaßnahmen durchzuführen, die sich 
langfristig als Fehlinvestitionen herausstellen könnten (11). In 
einer vergleichbaren Situation Ende der 60er und Anfang der 70er 
Jahre in der alten Bundesrepublik mit hohem Nachfrageüberhang 
und langen Wartelisten für Telefonanschlüsse hatte sie ihr Konzept 
noch durchsetzen können. Jetzt aber war der Erwartungsdruck der 
Öffentlichkeit zu groß. 

Vielen dauert der Au11- bzw. Aufbau der Fernmeldeinfrastruktur 
zu lange. Kritiker wetfen der DBP vor, schweifallig, unflexibel 
und mit sich selbst, d.h. ihrer Neuorganisation beschäftigt zu sein. 
Wenn die Post nicht in der Lage sei, Ausbaukapazitäten kwzfristig 
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bereitzustellen, sollten private Unternehmen zwecks Beschleuni­
gung des Ausbaus beteiligt werden. Des weiteren solle die DBP 
Abschied nehmen von ihrer petfektionistischen Vorgehensweise 
beim Aufbau der Telekommunikationsinfrutruktur und auch 
provisorische bzw. unkonventionelle Maßnahmen ergreifen (12). 

Zwar geht allen der Ausbau des Fernmeldewesens nicht schnell 
genug, doch gibt es sehr wohl unterschiedliche Interessengruppen, 
die nicht alle gleichmäßig und gleichzeitig bedient werden können. 
Privathaushalte werden zunächst zwiickstehen müssen. Ländliche 
Regionen stehen bezüglich der Ausbaurangfolge an letzter Stelle. 
Mittelständische Unternehmen fühlen sich gegenüber der Großin­
dustrie benachteiligt. Unternehmen, die eine Produktionsstätte 
aufbauen wollen und schnelle Datenkommunikation benötigen, 



1991 Heft 1 Norbert Kordey: Ursachen und Folgen des Telekommunikationmotatandes 53 

Karte 3: 

Ausbau Datex-P Netz 
1. Stufe 

0Magdeburg 

Quelle: DBP Teldtom 1990 

haben andere Wünsche als solche, die ein Vertriebsnetz errichten 
wollen. 

Der neueste Stand der Ausbauplanung greift diverse Kritikpunk­
te auf. Oberste Priorität hat nun nicht mehr ein unter Kostenaspek­
ten optimaler AU1bau, sondern seine rasche Realisierung. Neben 
einem abermaligen Aufstocken der Investitionssumme ist als 
Kernpunkt des Sondeiprogramms das verstädcte Miteinbeziehen 
privater Unternehmen zu nennen. In eigener Verantwortung sollen 
bundesdeutsche Unternehmen der Fernmeldeindustrie in 87 Ein­
zelprojekten kon1plette Orts- und Regionalnetze bauen und 
schlüsselfertig an die Telekom übergeben. Auch provisorische 
Lösungen, wie Freileitungen oder Vermittlungsstellen in Contai­
nern, werden akzeptiert. Des weiteren wird auf RessoUit:en der 

• Oatex-P Netzknoten 

Bundeswehr zurückgegriffen. Selbst will die DBPTelekom stärlcer 
als bisher veraltete analoge Vermittlungstechnik einsetzen. 

Bis zum Jahresende 1990 will die DBP Telekom 100 000 
Neuanechlüsse installiert haben, was eine Verdopplung gegenüber 
dem Vorjahr bedeutet. 1991 sollen dann weitere 500000 Anechlüs­
se hinzukommen. Eindeutigen Vorrang haben die Geschäftskun­
den, wobei die Anschlüsse entsprechend den Bedürfnissen auf die 
Unternehmen verteilt werden. Bis alle, die ein Telefon besitzen, 
auch tatsächlich miteinander telefonieren können, wird es aller­
dings mindeatens bis Ende 1991 dauern. Im Jahr 1997 soll dann, so 
das ehrgeizige Ziel, das Niveau in der Versorgung mit Fern­
sprechanschlüssen wie in der alten Bundesrepublik erreicht sein. 
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Karte 4: 

Grundsätzlich ließe sich der Telekornmwlikationsnotstand in der 
ehemaligen DDR vermutlich schneller beheben, wenn auch private 
Anbieter für das terrestrische Netz zugelassen würden. Vergleich­
bare Diskussionen im Bereich des Fernstraßenbaus werden da 
geführt. Eine vollständige Liberalisierung des Fernmeldewesens 
mit der Aufgabe des Netzmonopols scheint aber bislang in der 
Bundesrepublik Deutschland politisch nicht durchsetzbar zu sein. 
Vermutlich wären auch private Netzanbieter nicht in der Lage, 
organisatorisch in kurzer Zeit die zu bewältigenden Aufgaben zu 
eifiil.len. 

5. Raumordnungspolitische Aspekte beim Ausbau der 
Fernmeldeinfrastruktur 

Eine gut ausgebaute Telekommunikationsinfrastruktur ist heut­
zutage von überragender Bedeutwtg für die wirtschaftliche F.nt-

0 
Neubrandenbu 

Ausbau 1990 

Ausbau Ende 1991 
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sein. 

wicklwtg einer Region. Unter Raumordnwtgsgesichtspunkten ist 
deshalb eine möglichst gleichmäßige wtd gleichwertige Bedie­
nung der Fläche mit Telekommunikationsinfrastruktur von ent­
scheidender Bedeutwtg, um dem Ziel gleichwertiger Lebensbedin­
gwtgen in allen Teilräumen Deutschlands näherzukommen (13). 
F.ntsprechend den konträren Ausgangsbedingwtgen sind bezüg­
lich der Fernmeldeinfrastruktur aus raumordnungspolitischer 
Sicht in den beiden Teilen des vereinten Deutschlands wtterschied­
liche Aspekte zu beachten. 

5.1 Zur Situation im Westen 

In den alten Bundesländern ist weitestgehend eine flächendek­
kende Versorgung mit der Telekommwlikationsinfrastruktur gege­
ben. Beim ISDN soll bis 1993, d.h. fünf Jahre nach dem Start des 
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Ausbaus, eine Flächendeckung erreicht sein. Anders sieht es bei 
der Breitbandverkabelung mit Glasfasern aus. Weil hier erst neue 
Kabel in die Erde verlegt werden müssen, nimmt dies 20 bis 30 
Jahre in Anspruch. Aus wirt11ehaftlichen Gründen wird mit dem 
Ausbau in den Verdichtungsräumen begonnen, da hier mit der 
größten Nachfrage zu rechnen ist. Weil bei Bedarf in peripheren 
Gebieten - ebenso wie beim ISDN - Anschlüsse vorgezogen 
werden können, sind größere regionale Beeinträchtigungen hier­
durch allerdings nicht zu befürchten. 

Bis zur Postrefonn im Jahre 1989 hatte die Deut11ehe Bundespost 
als gemeinwirt11ehaftliches Monopolunternehmen die Aufgabe, 
sämtliche Fernmeldedienste flächendeckend im Bundesgebiet 
bereitzustellen. Trotz Kostenunter11Chieden bei der Bereitstellung 
wurden entsprechend dem Prinzip der Tarifeinheit im Raum von 
der DBP überall die gleichen Gebühren erhoben. Das raumord­
nungspolitische Problem der flächendeckenden Versorgung zu 
gleichen Bedingungen und Preisen stellte sich nicht. 

Das nach der Deregulierung im Fernmeldewesen (14) bei der 
DBP verbliebene Monopol bezüglich der Infrastruktur (Ausnahme 
Mobilfunk und Satelliten) und der Sprachkommunikation wird 
gerade mit der Infrastrukturaufgabe, d.h. letztlich raumordnungs­
politisch begründet. Die infrastrukturelle Grundversorgung mit 
bestimmten Diensten, bei denen die DBP im Wettbewerb mit 
privaten Anbietern steht, soll durch Auflagen an die DBP 
gewährleistet werden. Durch die entsprechenden Einnahmen beim 
Fernsprechdienst soll die Post in die Lage versetzt werden, diese 
gemeinwirtschaftlichen Aufgaben zu erfüllen. Zur Zeit ist aller­
dings noch nicht festgelegt, welche Dienste der Post, die sie in 
Konkurrenz zu privaten Anbietern betreibt, als sog. Pflichtdienste 
festgelegt werden und welche Auflagen sie dort erfüllen muß. Bis 
zur Festlegung führt sie das bisherige Dienstangebot ohne Ein­
schränkung weiter (15). 

5.2 Zur Situation im Osten 

In den neuen Bundesländern ist zunächst einmal neben der 
Velkehrsinfrastruktur und der institutionellen Infrastruktur ein 
möglichst 11ehneller Aufbau der Fernmeldeinfrastruktur die vor­
dringliche Aufgabe. Dies gilt als eine Voraussetzung dafür, daß die 
ehemalige DDR einen wirtschaftlichen Auf11ehwung erleben kann 
und nicht etwa zum Mezzogiomo Deutschlands wird, also 
dauerhaft in ihrer Entwicklung gegenüber dem nach wie vor 
boomenden Westdeutschland zurückbleibt. 

Andererseits ist darauf zu achten, daß die Entwicklung nicht 
gänzlich an den ländlich-peripheren Räumen vorbeiläuft. Um die 
finanziellen und sonstigen Kapazitäten zu konzentrieren, ist es ja 
naheliegend und wird auch gefordert, zuerst die Räume der größten 
potentiellen Nachfrage nach Telekommunkationsdiensten zu ver­
sorgen. Da sich aber in nur wenigen Jahren die neue Standortstruk­
tur in den neuen Bundesländern im wesentlichen herausbilden 
wird, sollte jedoch zumindest die Grundversorgung an Telekom­
munikationsdiensten, d.h. Telefon und wenn möglich auch Telefax 
und Datenübertragung, überall in der ehemaligen DDR 11ehnellst­
möglich erreicht werden. Ansonsten wird die Verfügbarkeit eines 
Telekommunikationsan11ehlusses zum wichtigen Standortfaktor, 
und Investoren müssen ihre Standortwahl danach treffen, wo die 
DBP Telekom in der Lage ist, ihnen einen Telefonanschluß zur 
Verfügung zu stellen. 

Um eine schnelle Versorgung zu erreichen, werden ebenso wie im 
Velkehrswesen private Investitionen gefordert. Hier steht die 
Raumordnung allerdings vor einem Dilemma. Einerseits ist zu 
erwarten, daß es dun:h private Anbieter zumindest mittelfristig zu 
einem 11ehnelleren Infrastrukturaufbau kommt. Andererseits ist die 

flächendeckende Versorgung, zumindest aber diejenige zu glei­
chen Bedingungen und Preisen, nicht gewährleistet. Des weiteren 
wäre durch das Aufheben von Netz- und Sprachmonopol die 
ent11eheidende Einnahmequelle der DBP gefährdet, durch die sie 
ihre gemeinwirtschaftlichen Aufgaben letztendlich finanziert. 

Eine punktuelle Unterstützung durch private Satellitenbetreiber 
ist hingegen etwas anderes. Ob sich solche befristeten Ausnahme­
genehmigungen später einmal als erster Schritt zum Wettbewerb 
auch im Fernsprechdienst erweisen-mit möglicherweise bedenk­
lichen regionalpoliti11ehen Folgen - kann heute nicht mit letzter 
Sicheiheit beantwortet werden. 

Sicherlich ist es wichtig, die Zentren der ehemaligen DDR 
11ehnell mit einer leistungsfähigen Telekommunikationsinfrastruk­
tur zu versehen, weil von ihnen die Wutschaftskraft und die 
Impulse für das Umland ausgehen. Dies zu tun, heißt jedoch nicht, 
alles andere zu lassen. Die ländlich-peripheren Räume können 
nicht bis Ende des Jahihunderts warten, bis entsprechend der 
langfristigen Ideallösung der Post das gesamte Land mit modern­
ster Infrastruktur ausgestattet ist. Parallel zum vordringlichen 
Ausbau der Zentren ist deshalb eine Überbrückungsstrategie für 
die Regionen außerhalb der Verdichtungsräume zu verfolgen, die 
durch Maßnahmen auch provisorischer Art, sei es über Mobilfunk, 
Satelliten, Richtfunk, oberirdisch verlegte Kabel oder die Mitbe­
nutzung der Trassen anderer Versorgungsträger, die Grundversor­
gung mit Telekommunikation kurzfristig bereitstellt. 

6. Zusammenfassung und Ausblick 

Die DBP Telekom steht in beiden Teilen Deutschlands vor 
gänzlich unter11ehiedlichen Aufgaben. Im Osten gilt es zunächst 
erst einmal ein leistungsfähiges Telekommunikationsnetz 
11ehnellstmöglich aufzubauen, wobei parallel hier.tu Sofortmaß­
nahmen zur Behebung der größten Mängel anstehen. Im Westen 
hingegen hat sie über Jahaehnte hin ein flächendeckendes Netz 
aufgebaut, das es nun besser auszunutzen gilt. 

Aus räumlicher Sicht stellt sich im Westen bislang weniger das 
Problem der regionalspezifi11ehen Verfügbarkeit der neuen Kom­
munikationstechniken, sondern eher das der Gebühren, der Diffu­
sion der Techniken sowie des Wissens um die mit der Nutzung 
verbundenen Anwendungsmöglichkeiten (16). Im Osten der 
Bundesrepublik ist hingegen die Verfügbarkeit des Grunddienstes 
Telefonieren ein vordringliches Problem. Andererseits ist es auch 
notwendig, der Wut11ehaft alle anderen neuen Kommunikations­
dienste ZUJ' Verfügung zu stellen. 

Bei aller Notwendigkeit, ein zukunftsträchtiges Telekommuni­
kationsnetz aufzubauen, sollten die kurzfristigen Maßnahmen 
nicht vernachlässigt werden, damit sich die großen räumlichen 
Disparitäten zwischen beiden Teilen Deutschlands nicht zu sehr 
verfestigen. Neben der schnellen Versorgung der östlichen Zentren 
mit entsprechender Telekommunikationsinfrastruktur ist gleich­
zeitig aber auch eine Überbrückungsstrategie für die Regionen 
außerhalb der Verdichtungsräume zu fordern, um zumindest die 
Grundversorgung zu gewährleisten. 

Darüber hinaus gilt es jedoch zu bedenken, daß das Vorhanden­
sein einer Telekommunikationsinfrastruktur zwar eine notwendi­
ge, aber keine hinreichende Voraussetzung dafür ist, neue luK­
Techniken anzuwenden. Das Vomandensein entsprechender 
Endgeräte, das notwendige Know-how der Erwerbstätigen bezüg­
lich der Handhabung als auch sinnvoller Einsatzmöglichkeiten 
sind ebenso erforderlich. Zur Förderung des Wissens hierüber und 
zur Heranführung an diese neuen Techniken gibt es diverse 
Modellvorstellungen und auch zahlreiche bereits realisierte, zu­
meist öffentlich geförderte Einrichtungen im In- und Ausland. 
Entsprechende Stichworte sind u.a. Telecottage, Telematikcenter, 
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Nachbanchaftsladen (17). Um auch den Beschäftigungsupekt 
stälkerzu berücksichtigen, gilt es weitedrin, Telearbeit als Konzept 
für periphere und strukturschwache Räume in Betracht zu ziehen 
( 18). Parallel zum Aufbau einer Teldtommunikationsinfrastruktur 
sollte deshalb auch schon mit der Initiierung und Konzipierung 
solcher Projektvorhaben begonnen werden. 
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